
Von Hannah Schmitz

Braunschweig. Die Volkswagen-
Tochter Audi eröffnete im Sep-
tember 2016 ihr erstes mexikani-
sches Werk in San José Chiapa,
mitten in einer landschaftlichen
Prärie im Bundesstaat Puebla.
Der Audi Q5 und SQ 5 werden hier
produziert. Erstmals entstehen
damit Modelle für den Weltmarkt
außerhalb von Europa – bis zu
150 000 Autos können in San José
Chiapa pro Jahr von den Bändern
rollen. Audi beschäftigt dort
5009 Mitarbeiter – nach Angaben
einer Sprecherin vom Standort
Mexiko kommen rund 400 von ih-
nen aus Deutschland. Sie sorgen
nun für Schlagzeilen.

Wie das mexikanische Nach-
richtenportal „La Polilla Tlaxca-
la“ berichtet, sollen deutsche Au-
di-Mitarbeiter in Gruppen in den
Nachbarstaat Tlaxcala gefahren
sein und in dem nur 24 Kilometer
entfernten Städtchen Huamantla
Bordelle besucht haben. Das Por-
tal stützt sich dabei auf die Aussa-
gen einer Prostituierten. Dem-
nach seien die Männer von Dol-
metschern begleitet worden, die
mutmaßlich auch im Audi-Werk
arbeiten würden. Die Prostituier-
ten seien mit den Mitarbeiter in
ein Hotel gegangen – in die Ha-
cienda Soltepec. Dort sollen auch
Orgien gefeiert worden sein.

Die Hacienda Soltepec ist ein
herrschaftliches Anwesen, das
einst als Filmset diente. Das Hotel
darin verfügt über einen Pool, Fit-
nessräume und einen Tennisplatz.

Auch Bungalows und Pferdeställe
gehören dazu. Die Webseite ist
zum Teil dreisprachig: spanisch,
englisch und deutsch. Audi bringt
in dem Hotel nach eigenen Anga-
ben jene Mitarbeiter unter, die auf
Dienstreise sind. Die Mitarbeiter,
die längerfristig in Mexiko statio-
niert seien, bekämen in der Regel
Wohnungen zur Verfügung ge-
stellt. Die Hacienda äußerte sich
auf Anfrage unserer Zeitung bis
Redaktionsschluss nicht.

Für Audi sind diese Gerüchte
natürlich pikant. Eine Sprecherin
aus dem Hauptsitz in Ingolstadt
sagte unserer Zeitung, dass die
Vorwürfe bekannt seien und ge-
prüft würden. Außerdem hieß es:
„Von Rechtsverstößen jeglicher
Art distanzieren wir uns.“ Horst

Call, Arbeits- und Wirtschafts-
rechtsprofessor an der Ostfalia,
hält die Prüfung der Vorwürfe für
angemessen. „Audi wäre gut be-
raten, besonnen zu reagieren und
den Vorwürfen nachzugehen“,
sagt er.

Besonders heikel ist, dass Pros-
titution in nahezu jedem Bundes-
staat Mexikos verboten ist. Auch
in Puebla und Tlaxcala ist sie nach
Angaben der mexikanischen Bot-
schaft in Deutschland illegal.
Aber ist es nicht dennoch Privat-
sache, was Audi-Mitarbeiter in
ihrem Feierabend machen? „Was
jemand im privaten Bereich
macht, ist Privatsache, selbst
wenn es strafrechtlich relevant
ist“, sagt Call. Nur: das ist noch
nicht ganz klar. Sollten auf Kosten

des Unternehmens Zimmer ange-
mietet worden sein, allein zu dem
Zweck, dort Orgien zu feiern,
könnte das Folgen haben. „Sollte
das auf Firmenkosten geschehen
sein, wäre es arbeitsrechtlich rele-
vant und könnte zur Beendigung
des Arbeitsverhältnisses führen“,
sagt Call.

Die VW-Tochter versucht wie
jeder Großkonzern, einem Fehl-
verhalten ihrer Mitarbeiter im
Ausland vorzubeugen. Mitarbei-
ter, die Audi ins Ausland entsen-
det, erhalten zuvor ein kulturelles
Training, dass sie mit den Gepflo-
genheiten des Landes vertraut
machen soll. Auch rechtliche Fra-
gen und Besonderheiten spielten
dabei eine Rolle, sagte eine Audi-
Sprecherin. Dieses Training er-

hielten nicht nur die Mitarbeiter,
die von zwei bis zu 24 Monaten an
einem Standort blieben, sondern
auch solche, die eine nur wenige
Tage andauernde Dienstreise an-
träten. „Wir wollen vermitteln,
dass sie Botschafter unseres Un-
ternehmens und auch ihres Lan-
des sind“, so die Sprecherin. Auch
VW führt solche Trainings durch.
Das VW-Werk in Puebla liegt nur
60 Kilometer von Huamantla ent-
fernt.

Eine ehemalige VW-Mitarbei-
terin aus unserer Region, die aus
Mexiko stammt, ihren Namen
aber nicht im Zusammenhang die-
ser Berichterstattung in der Zei-
tung lesen will, beschreibt Hua-
mantla als kleines „bildhübsches
Städtchen“, das bekannt sei für
seine Stierrennen. Sie sagt, Deut-
sche lernten sich in Mexiko anzu-
passen, einige schauten sich dabei
auch die „schlechten Tricks“ ab,
etwa in Sachen Bestechung.

Laut dem Bericht des Nach-
richtenportals „La Polilla Tlaxca-
la“ würden die Bordelle in Hua-
mantla unter Duldung der Behör-
den betrieben. Trotz oder gerade
wegen des Verbots von Prostituti-
on floriert sie offenbar in Mexiko.
Die Kleinstadt Tenancingo,
66 Kilometer entfernt vom Audi-
Standort San José Chiapa, gilt
laut Medienberichten als Hotspot
des Handels mit jungen Mädchen
und Frauen. Demnach kamen
2015 fünf der zehn in den USA
meistgesuchten Frauenhändler
aus dieser Kleinstadt in Mexiko,
ganz nahe am Audi-Standort.

Audi prüft Sex-Vorwürfe aus Mexiko
Ein mexikanisches Nachrichtenportal berichtet, dass deutsche Audi-Mitarbeiter Dienste von Prostituierten in

Anspruch genommen hätten, in Räumen, die Audi bezahlt haben soll. Prostitution ist in Mexiko verboten.

In der Hacienda Soltepec im mexikanischen Huamantla bringt Audi seine Dienstreisenden unter.  Foto: Ianpoot/CC-BY

Bonn. Für den Einsatz ihrer Paket-
zusteller schraubt die Deutsche
Post etwas an ihrer Arbeitsstruk-
tur. Zum Mai soll ein sogenannter
Gemeinschaftsbetrieb gegründet
werden, wie am Montag bekannt
wurde. Zuvor hatte die „Welt“ da-
rüber berichtet. Hiermit wird ein
gemeinsamer Personaleinsatz von
Mitarbeitern verschiedener Fir-
men erleichtert, zudem können
gewisse Doppelstrukturen in der
Verwaltung wegfallen. An der Be-
zahlung der Beschäftigten ändert
sich nichts.

Seit einigen Jahren sind Paket-
zusteller bei der Post in unter-
schiedlichen Firmen beschäftigt:
Mehr als 40 000 Beschäftigte, die
nur Pakete austragen oder Pakete
und Briefe bringen, sind noch bei
der Konzernmutter Post tätig, gut
10 000 Beschäftigte sind hingegen
bei den 2015 gegründeten „Deli-
very“-Tochterfirmen tätig. Die
Gründung dieser Töchter hatte
2015 zu mehrwöchigen Streiks ge-
führt. Mit dem „Gemeinschafts-
betrieb“ greift die Post nun auf ein
Mittel aus dem Betriebsverfas-
sungsgesetz zurück, mit dem die
Führung von Mitarbeitern aus
verschiedenen Firmen vereinfacht
werden soll. dpa

Deutsche Post
gründet einen
neuen Betrieb
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Essen. Mit Rückendeckung aus
Gewerkschaften und Politik kön-
nen Eon und RWE die Zerschla-
gung der Ökostrom-Firma Innogy
angehen – Verbrauchschützer
warnen die Konzerne aber vor
möglichen Nachteilen für die
Kunden.

Der Chef der Dienstleistungs-
gewerkschaft Verdi und Vize im
RWE-Aufsichtsrat, Frank Bsirs-
ke, will dem Vorhaben zustimmen.
Auch Kanzlerin Angela Merkel
(CDU) und die bei RWE einfluss-
reichen NRW-Kommunen sehen

die geplante Neuordnung bei den
Energieriesen im Prinzip positiv.
Der Chef des Verbraucherzentra-
len-Verbands, Klaus Müller, be-
tonte jedoch, dass die Konse-
quenzen des Deals etwa mit Blick
auf die Strompreise genau geprüft
werden sollten.

Bsirske sagte am Montag in
Potsdam, die beiden größten
deutschen Versorger hätten die
Chance, „starke und investitions-
kräftige Unternehmen aufzubau-
en und auch Perspektiven zu er-
schließen für Wachstum und für

die Arbeitsplätze“. Die Industrie-
gewerkschaft Bergbau, Chemie,
Energie (IG BCE) schloss sich dem
weitgehend an.

Eon hat vor, zunächst Innogy
komplett zu übernehmen und im
Gegenzug den Konkurrenten
RWE am eigenen Unternehmen zu
beteiligen. Eon würde dabei das
lukrative Innogy-Netzgeschäft er-
halten, die erneuerbaren Energien
sollen unter dem Dach von RWE
vereint werden. Das erst zwei Jah-
re alte Unternehmen Innogy wür-
de damit aufhören zu existieren.

Merkel sagte in Berlin, sie habe
Vertrauen in die Konzerne, dass
diese die beste Variante wählten,
wie sie die Energiewende schaff-
ten.

Verbraucherschützer hoffen auf
sinkende Preise. Jeder Wettbe-
werber, der vom Strommarkt ver-
schwinde, bedeute zwar eine trau-
rige Nachricht für den Kunden,
sagte Müller dem „Handelsblatt“.
„Innogy ist aber ein eher teurer
Grundversorger. Darum ist zu hof-
fen, dass Eon die Strompreise
senken wird.“ dpa

Politik befürwortet Aufteilung von Innogy
Politik und Gewerkschaften mahnen aber: Die Preise dürfen nicht erhöht werden.

München. Der Brexit wird die Un-
ternehmen in Deutschland laut ei-
ner Studie zusammen etwa neun
Milliarden Euro jährlich kosten.
Das haben das Beratungsunter-
nehmen Oliver Wyman und die
Anwaltssozietät Clifford Chance
errechnet.

Vorausgesetzt, der Handel mit
Großbritannien kehrt nach dem
EU-Austritt zu den Regeln der
Welthandelsorganisation zurück
– das heißt mit Zöllen und soge-
nannten regulatorischen Barrie-
ren wie Zulassungsverfahren oder
Wartezeiten an den Grenzen, die
ebenfalls Kosten verursachen.

Deutschland wäre damit das
am stärksten betroffene EU-
Land, heißt es in der Analyse. Für
die Unternehmen in der gesamten
EU – dann ohne Großbritannien –
werden Kosten von zusammen
jährlich 37 Milliarden Euro veran-
schlagt. Die britische Wirtschaft
müsste mit 32 Milliarden Euro
rechnen. dpa

Milliardenkosten
für Betriebe
durch Brexit

Hannover. Die Autozulieferer in
Niedersachsen leiden unter der
Dieselkrise. Das sagte der Nieder-
sachsenmetall-Hauptgeschäfts-
führer, Volker Schmidt, in Hanno-
ver. „Die Diesel-Debatte hat in
der Autozulieferindustrie bereits
deutliche Kerben bei den Auf-
tragseingängen und in den Erwar-
tungen für 2018 hinterlassen“, so
Schmidt. Die Marktverschiebun-
gen berührten die Produktions-
planungen bei Betrieben, die Die-
sel-Technologie oder Kunststoffe
und Dämmmaterial produzierten,
die bei Dieseln stärker zum Ein-
satz kämen als bei Benzinern. red

Dieselkrise
belastet Zulieferer
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